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Politisierung

Nach der Nazı-Machtergreifung hingen nıcht 11UTLTE 1in Amtsräumen, sondern auch on

überall, Leute zusammentrafen, Schilder mi1t der Aufschrif: „Der Deutsche orüßt
M1t deutschem rufß eıl Hiıtler!“ S0 wurde der ru{(ß polıtisch beansprucht und VeCI-

einheitlicht. Man oyrüßte nıcht mehr einander, sondern nötigte einander ZUuU Heils-
wunsch für den politischen Markennamen. Jedes Zusammentrefften VO  e} Menschen WUL-

de ZU Anlaß und ZU Zwang, dem politischen System Reverenz erweısen. Das
politisch Madfigebliche sollte 1in jedem Zusammentreften allgegenwärtig se1n. Ich O2 das
Grußvorschriftsschild War nıe ın Privatwohnungen; aber ıch kannte Famılien, 1n
denen auch die Familienmitglieder einander mıiıt „Heıl Hıtler“ grüßten. Damals gab

auch keine Baustelle, der nıcht eın Schild angebracht WAar MIt der Aufschrift: „Daf
WIr hiıer bauen, verdanken WIr dem Führer.“ SO mußte jede Arbeit dem Nationalsozia-
Iısmus zugeschrieben werden. Neben den geNANNTEN Schildern WAar noch eın anderes
allenthalben angebracht: „Die Juden sind N Unglück.“ S50 W ar deutlich verordnet,
W.er für alles Schlimme verantwortlich se1ın mußte, und W ar auch die Feindschafts-
un Hassenspflicht für alle testgelegt.

Ich wurde 1933 NEUN Jahre alt und bın 1m Nationalsozialısmus aufgewachsen.
kann bedrängende Eriınnerungen daran nıcht VETSCSSCNH: Ideologismus, Monı1iısmus der
Staats- un Parteimacht, Funktionärswirtschaft, Gesinnungszwang, Entprivatısıerung
der Lebensorientierung und des Lebensstils, ollektivistischer Offentlichkeitszwang
m1t seiner Indiskretion und Intimitätsteindlichkeit, Wertblindheit für alles Nıchtpoliti-
sche, für d1€ Unmuittelbarkeit der konkreten, individuellen Menschenbegegnung und
Sacherfahrung. Überschwemmung aller Lebensbereiche mi1t aufgezwungener Politik be-
stımmte einförmig und durchgängig das öfftentliche Leben, alles Geredete und Geschrie-
bene und den ZESAMTEN Alltag.

Das sind für mich markante Erinnerungen ıne polıtisıerte Zeıt, und Sie bedrän-
SC miıch NECU, WEeNn ıch sehe, W1e energisch WIr wieder elıner Machtergreitung ZUZC-
tTeuert werden sollen, die mı1t Anfeuerungs- und Schlachtruten der Politisierung agıert.

Es 1St für 1ne lebendige und entfaltungsfähige Demokratie notwendig, dafß die poli-
tischen Faktoren gesellschaftlichen Geschehens bewufßtgemacht un da{fß die Bürger Z
Teilnahme ıhrer Regelung aufgerufen werden. Denn Mangel politischem Bewußt-
se1n un politischer Aktivität verursacht Funktionsschwächen und Deformierungen 1m
demokratischen GemeiLnwesen. Politik spielt überall in Leben und Gesellschaft ine
Rolle ber 7U Methodisierung und ZUT: Menschlichkeit der Politik gehört CD da{fß S1e
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sıch nıcht als Substanzgrund un nıcht als Z weck VO  - Leben und Gesellschaft aufspielt.
Zur polıtischen Auseinandersetzung gehört auch das Rıngen die Begrenzung der
Politik, und Zur Wahrung treiheitlicher Politik gehört die Abwehr -}  I Totalan-
sprüche der Politik.

Früher War dem Menschen, WwWenn siıch sah, eın Lebensraum gegenwärtig, der
1in weıt zurückreichenden Traditionsfolgen geworden Wr Der Mensch sah sıch mıtsamt
seinem Kulturraum iın die umgebende Natur hineingewachsen und erlebte ıch VO  e} den
Lebensrhythmen der Natur abhängig un epragt. Natur stand als Ausweichraum und
Hılfsquellenvorrat FA BRE Verfügung. S1e WTr auch als Ort VO  - Erfahrungen gegenwärt1g,
der dem Leben Marken und aße setzte und nıcht zuliefß, da{ß die Gesellschaft sıch als
selbstverdankt und sıch selbst genügend verstehen konnte.

Nun stoßen die Menschen überall andere Menschen und VO  3 Menschen Uur-

sachte und trotzdem undurchschaubare technische und gesellschaftliche Gebilde. Die
Zukunft wiırd un1ls noch mehr MIt Problemen bedrängen, und das bei schwındenden
Hiılfsquellen. Bedrohungs- und Versäumnisängste nehmen Da WIFr aufgrund des
Fortschritts der Wissenschaft die Bewältigung technischer Schwierigkeiten gewöhnt
sind, ordern WIr baldiges und glattes Funktionieren: aber WIr können für HRA MS gC-
sellschaftlıchen Schwierigkeiten schlechter als bei technischen Problemen Verfahren der
Steuerung, der Verständigung und der Eınıgung finden S0 schwıindet, während Beson-
nenheit nötıger ware als Je; das Vertrauen autf produktive, storungsarme und aANSC-
nehme Kooperatıon. Angst, Ratlosigkeit und Enttäuschung mischen sıch mıiıt dem Drang,
das alles entladen, und INa gerat in Erregungszustände, 1ın EmpoOrung, ın Aggress1v1-
Lat

Psychotische Zustände 1m Zueinander und Miteinander lenken die Erregungen dahın,
der Streıit Prinzıpien un der Kampf Einflufß ıhren Generalnenner inden

Man flüchtet 1n die Politik, SCNAUCTI, 1n ıhren allgemeinen und gyrundsätzlichen Aspekt:
den Streıit dıie Machtergreitung VO  - gesellschaftsbestimmenden Prinzıpien. Die
Aufgaben orıentierte, konkret detaillierte Politik verlangt Gelassenheıt, Realismus und
unterscheidende Rationalıtät. ber ZUur Forcıerung einer Politik der Prinzıpien, aro-
len und gesamtgesellschaftlichen Formeln scheint Aufgebrachtheit ıne befeuernde und
ausreichende Ausstattung se1n. Und erstaunlicherweise wiırd Ereiferung oft als Enga-
geMENT hochgelobt, auch WEeNn s1e sachleer un selbstgerecht 1st und Realitäten verach-
tet Ereiferung, die sıch 1mM Verurteilen anderer und 1m Fordern andere erschöpftt,
wiıird oft als moraliısch deklariert. Wenn sich die Meınung verbreitet, kämpferische Eın-
stellung und Parteıilichkeit se]en bereits 1i1ne Leistung polıtischer Verantwortung, kann
schliefßlich ine Vorstellung VO  e Politik Geltung zewınnen, der ıhr Grund und ıhre
Grundbedingung verlorengegangen 151 die Gemeinschaftlichkeit und die Bereitschaft
7A30 Verständigung, die be1 jeder Auseinandersetzung der Interessen und Auffassungen
bleiben mu{fß
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Konfliktfetischismus

Wenn Politik aber NUr als Kampf die Herrschaft über die Gesellschaft gesehen
wird, un wWenNnn in Gesellschaft und Politik 1UL: die Durchsetzung der Herrschaft als
relevant oilt, W E1 Za arüber hınaus jedes gesellschaftliche Geschehen als VO  3 Herr-
chaft und Unterwerfung bestimmt betrachtet wiırd, dann wiırd die >  e Gesell-
cchaft autf Politik und diese auf Kampf Macht un Einflufß verkürzt.

Der Politisierungsanspruch edient sıch SCIN der Demokratisierungs-Formel. In der
Forderung nach „Demokratisierung“ wird die hohe Schätzung demokratischer Freihei-
ten un: Lebenstormen angesprochen. Demokratie wird hıer aber auch leicht einer
Kampfformel verkürzt, die gyee1gnet 1St, demokratische Werte Aaus dem Bewußtsein

drängen und die Alleinherrschaft kämpferisch-politischer Gesichtspunkte und UUMm=
gyangsweısen durchzusetzen. Mıt einer Forderung, die keine Begründung rauchen
ccheint und kaum die rage nach Art und Ergebnis der beabsichtigten Demokratisie-
rung beachtet, wiıird die Verständigung (die ein Grunderfordernis der Demokratie 1St)
darüber, W 4S die Demokratie inhaltsreich, fruchtbar und wertvoll macht, leicht über-
SanNnsSsCh. Wenn „Demokratie“ zum Ereiferungssignal verkürzt wiırd, wird nach Inhalt
un renzen der Demokratie nıcht mehr gefragt. Der Schutz, den S1€e durch das Recht
un durch die Verteilung und Begrenzung VO  w acht gewährt, wird nıcht mehr be-
achtet. Miıt der Forderung nach Demokratie kann Machtergreitung betrieben werden,
die die Demokratie aufhebt. Heute, überall Machtstreben wiırd, sollte INa  w

auch bei Befreiungs- und Demokratisierungsruten die Wachsamkeit SC Machtstreben
nıcht VELSCSSCNM.

Wenn Politisierung sıch als durchgängıig bestimmendes Prinzıp durchsetzt, dart 1n
keinem gesellschaftlichen Vorkommnis mehr die Besorgung einer Einzelaufgabe zyesehen
werden. Alles mMUuUu: gedeutet und betrieben werden, da{fß die rage der „rich-
tigen“ Gesamtherrschaft über die Gesellschaft und dıie Durchsetzung dieser Herr-
chaft ın jedem Lebensvollzug geht. Nach dieser politisıerenden Auffassung MUu: gesell-
schaftliches Tun immer darauf hinauslaufen, Positionen 1n diesem Kampf erringen
un verteidigen. Politisierung macht dann au allem einen Kampf die Bestim-
INUNS des Ganzen und Aaus jedem einzelnen Vorfall einen Teilvollzug dieses Kampfs.
Parteilichkeit beherrscht den Umgang der Menschen miteinander und Zwiıngt S1e in sıch
ausschließende, vertrauens- und einigungsunfähige Gruppen. Wer sich solche Ver-

einnahmung jedes Gesellschaftsvorgangs 1n die totale Politisierung wehrt, wird eben
eshalb der alschen Parteinahme bezichtigt.

Es 1St das Bestreben einer politisierenden Gesellschaftsauffassung und Politik, dafß ın
allen Sach- und Lebensbereichen festgelegte Machtinteressen Stellung beziehen und
gegeneinander reLeCH:; da{ß jeder Frage Positionskonflikte organısıert werden kön-
111en Diese Konflikte sollen aber nıcht pragmatısch ausgehandelten, sachbestimmten
Lösungen führen, sondern sich als schemabestimmte Konfliktkonfektion zeıgen, die
Parteiungsformeln bestätigt und verfestigt.
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Es z1bt 1in Betreiben VO  e} „Demokratisierung“, das darauf ausgeht, in allen Sach-
bereichen die Auseinandersetzung Herrschaftsanteile institutionalisieren. Ent-
scheidungs- und Diskussionsaspekte, die nıcht parteilich-prinzipiell Orlentiert sınd, WeTI-

den abgebaut. Regelungen, die aufgrund VO  w} Sachüberlegungen und Sachzielen -
stande kommen, treten 7zurück. Die Politisierung nach dem Konfliktmodell 1Sst bestrebt,
Konflikt und Gegnerschaft als Grundfigur der Politik, Ja des gesellschaftliıchen Verhal-
Ltens überhaupt hinzustellen. Das Gegeneinanderstehen und das Hıneingezwungenwer-
den ın Parteiungen oll alle anderen Möglichkeiten der Begegnung, des Austauschs un
des Mıteinanderlebens überwuchern.

ber nıcht einmal Streıit 1STt möglıch, WEeNnN sıch die Gegner nıcht verständlich machen
können. Selbst Eıterer, die Ha{ß als ine Tugend pflegen, mussen Spielregeln für ein
Mindestma{(ß partnerschaftlıchem Verhalten wen1gstens lange einhalten, als mıiıt
Gegnern noch politische Auseinandersetzung geführt werden oll Daß aber auch ZUur

Politik nıcht 1Ur die Auseinandersetzung gehört, sondern wesentlich grundlegender die
Verständigung, und dafß 1ne soz1ale Perversion iSst, die Auseinandersetzung nıcht
ZUTFrF Verständigung, sondern An Vernichtung benutzen, mu den Kontflikt-
fetischismus leider e1gens betont werden.

Eifernden Konfliktstrategen 1St unerwünscht, WECIN Menschen sachbestimmt
sammenwirken. Sıe mussen als iıhrem Ziel abträglich ansehen, WEn Menschen in
Tätigkeiten und Gruppilerungen heimisch werden, die nıcht VO  w Herrschaft und Streıit
bestimmt sind, und sıch nıcht iıhre Lebensumstände aufwiegeln lassen wollen
Sachorientierte, nıchtpolitische Kooperationsgruppen können Erfahrungen vermitteln,
die die Bereitschaft ZUNund zZA1 politischen Aktionismus dämpfen. Diese fried-
ıcheren Erfahrungen können ıcht deswegen, weil] Ss1e den Kampfeseifer für polıtisıe-
rende Ziele dämpfen, als unwirklich hıingestellt werden. Verträglichkeit IST nıcht jedes-
mal täuschende Verschleierung, sondern ine soz1ıale Grunderfahrung, die weıt dring-
licher und umtfassender 1St als der politisierende Kampf Das alle Auseinandersetzungen
übergreifende Ziel der Politik 1St die Sicherung und Gestaltung des Friedens. Wenn
alles Nıchtkämpferische, Nıchtpolitische als herrschaftserhaltend diftamiert wırd,
mMu: INnan dıe rage entgegenhalten, ob diese Verteufelung nıcht selbst Herrschaft be-
treibt, nämlich die Unterwerfung des Lebens die Politik. In einer durchpoliti-
s1ierten Gesellschaft ware in Wirklichkeit Sd. nıchts zwıschen unbefangen Sachen
herantretenden Menschen austragbar, sondern mü{fßte sıch den Schablonen und
Ritualen der polıtischen Organısatıon abspielen.

Politisierungstechniken

UOrgane der staatlichen Ordnungsausübung un Verwaltung sind dann demokratisch
verfaßt, W CI S1e dem politischen Wıiıllen der Gesamtheit yemäls funktionieren und die
Menschenrechte gyarantıeren. icht ihre FEıgenmächtigkeit 1n Beratungen und Entschei-
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dungen, sondern ihre Bındung die Gesetze und den Wıillen der Gesamtheit macht
s1e demokratischen Organen S1e unterstehen deshalb den Gesetzen, die das Parla-

erläßt, und der Regierung, die VO Parlament beauftragt und kontrolliert wiırd.
Es ware geradezu ein Angrıiff auf die Demokratie, wWwenn eLtw2 die Beamten elnes OSt-
AMMTS beraten und beschließen würden, WE und W1e die OSt zugestellt werden soll,
oder WE Polizeibeamte entscheiden dürften, W CIl S1e schützen und WCIN S1e Ordnungs-
widrigkeiten verwehren wollen. Eın Mıniıster1um, dessen Angehörige demokratisch eNt-

scheiden wollen, W1e regiert wırd, ware keıin demokratisches Mınıisterium.
EWISsse Politisierungstendenzen erstreben aber durch ıne Schein-Demokratisierung

die Zellenbildung elnes die gesamtgesellschaftliche und rechtliche Verfassung
eigenmächtig eingreifenden Wıiıllens. Sıie tendieren dazu, die Funktion der Exekutive
und der öffentlichen Dienstleistungen blockieren oder S1€e SC den Gesamtwillen
umzulenken. So x1bt Forderungen nach polıtisierender Polizeiausbildung mıiıt dem
Zıel,; Entscheidungen der Polizeibeamten nach polıtischen Formeln dıe (Gesetze
un! die Weısungen der rechtmäßigen Behörden herbeizuführen.

An Unıiversitäten siınd scheindemokratische Politisierungsforderungen geläufig g_
worden. Jedwede Zusammenkunft wiırd als polıtisierbar angesehen und annn als Be-
ratungsversammlung und Inıtiatıvorgan für politische Entscheidungen und Aktionen
benutzt werden. Es wırd als selbstverständlich ausgegeben, da{fß jede WI1e auch immer
zustande gekommene Versammlung Beschlüsse MIt Anspruch autf sofortige Realisie-
rung fassen kann. Da{iß 1n Semıinaren diskutiert wırd, ob sS1e statthnden sollen, welche
Inhalte fachlicher oder nıchtfachlicher Art S1e haben sollen, wWwer 1mM Seminar das Wort
haben soll, W a4s der für die Veranstaltung Verantwortliche tun oll oder nıcht tun darf,
das alles silt als entscheidbar durch Beratung und Beschlufßßfassung der Anwesenden.
Dieses Verfahren führt jedoch wenıger ZUr Demokratisierung als ZU Putschismus
Zzunsten VO  e} Aktionisten, WwW1e manchen Hochschul-Politisierungspraktiken abgelesen
werden kann. Durchsetzungsmittel dieser Politisierung sınd „Vollversammlungen“,
‚Imperatives Mandat“, „kritische Oftentlichkeit“ und „Basısgruppen“.

Vollversammlungen

Vollversammlungen sınd iıhrer allzuviel versprechenden Bezeichnung nıcht das,
Was S1e beanspruchen. Dıie Vollversammlung scheint unmiıttelbare Beteiligung aller
ermöglichen. In Wirklichkeit wehrt gerade die Ungetfügigkeıt, die iıne echte Vollver-
sammlung haben müßte, alle die ab, die nıcht vorwiegend polıtische Interessen haben
Denn WEeNn alle Betroftenen der Willensbildung teilnähmen, entstünde eın unertrag-
liıcher Autwand. lle waren in eıner kaum überschaubaren und 1LUFr schwertällig hand-
lungsfähigen Versammlung lange beansprucht, bıs die Vollversammlung A4NS Ziel
ihrer Beratungen kommt. Da alle Beteiligten Antrags- und Diskussionsrecht haben,
kann die Erreichung dieses Ziels VO  3 einer hartnäckıgen Minderheit fast beliebig hın-
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ausgeschoben werden. Und VO  w der nächsten Vollversammlung kann alles Beschlossene
wieder umgeworfen werden. Der einzelne Teilnehmer mufß dann erkennen, da{fß seine
eilnahme ın keinem Verhältnis seinem Anteil der Entscheidung steht, und
bleibt jeder WCS) der auch andere Aufgaben hat Dıie Vollversammlung Lagl weıter, die
Stimmen derer, die nıcht oder nıcht mehr anwesend sind (und die 1n einer reprasenta-
tıven Versammlung csehr ohl durch Leute ihres ertrauens vertreten werden könnten),
tallen be] der Entscheidungsbildung aus. Die Vollversammlungstechnik macht die (3ü1=
tigkeit VO  a} Beschlüssen unsıicher. Man kann sıch nıcht mehr darauf verlassen, daß ein-
mal Beschlossenes für ine vereinbarte Dauer gültig bleibt. Wenn Vollversammlungen
arüber hınaus Allzuständigkeıit beanspruchen, o1bt nıchts, das nıcht jederzeıt dem
Zugriff eines solchen Gremıiums AauUSgeESETZLT ware. So wırd die Allgegenwart des Polj-
tischen mi1t dem Ausgeliefertsein und der Unterwerfung des Nichtpolitischen ezahlt
und führt dazu, da{ß die Politisierer über die Interessen der anderen verfügen, das heifßt
Gewalt ausüben.

In Vollversammlungspraktiken 1St persönliche Verantwortung nıcht mehr möglıch.
Mehrheitsbeschlüsse haben Folgen, aber keiner mu{ß dafür einstehen. Es o1bt keine Kon-
t1NultÄät VO  w Zuständigkeıten, Funktionen, Mandaten, schon Sal nıcht ıne durch die
Verläßlichkeit und Gestaltungskraft einer Person gepragte Amtsführung. Polit-Techno-
logie überspielt Persönlichkeit und persönliche Ansprechbarkeit. In politisıerten (Gre-
mıen entsteht eın Defizit aller Möglichkeiten der nıchtpolitischen Entfaltung un Be-
SCONUN$S. Politokratie 111 alle Verwaltungs-, Wirtschafts- und Berufsbereiche 1in dieser
Weıse erfassen. Sie droht auch diese Bereiche entpersönlıchen und entsachlichen.
Berutswahl als Entscheidung für einen Sach-, Kompetenz- und Verantwortungsbereich,
die Entfaltung eigener Gestaltungskraft in der UÜbernahme einer speziellen Aufgabe 1St
biısher eın Weg auch für den nıchtpolitischen Menschen, persönliche Erfüllung finden
und gesellschaftliche Achtung gewınnen. AIl das gerat den Zugriff der Politi-
sı1erer. Diıe sachlich Zuständigen werden der Macht der sachlich Unzuständigen AaUS-

geliefert.
Zur unpersönlichen Struktur des politokratischen Herrschaftssystems gehört auch das

imperatıve Mandat. Es schließt Selbstverantwortung und Entscheidung Aaus Sacheinsicht
und Aaus Gewissensgründen Aaus Der Beauftragte bleibt jederzeit VO  e der Vollversamm-
lung seiner Gruppe abhängig. Er kannn 1n keiner Beratung VO  D sıch AUS für e1in-
LetcH; denn MuUu die Rückbindung seıine Auftraggeber herstellen. Eıne
praxiskundige Sachverpflichtung, ıne VO  a} der Solıdıtät eıiner Person getragene Hal-
Lung wird dadurch unmöglıch gemacht.

Häufig sınd Vollversammlungen auch für Aufßenstehende zugänglıch, die Einflufß
nehmen, mitberaten und mıtbestimmen können. Diese Unbekümmertheit Abgren-
ZUNg nach außen hebt den Anspruch auf Repräsentatıion der Gruppenangehörigen auf.
Eıne solche Zusammenkunft annn NUr die gerade Hergekommenen repräsentieren. Ge-

genüber der Gesamtheit hat S1e keine qualifizierten Ansprüche und keine Legitimatıon.
Wo solche Methoden ZU System werden, nn ina  =) die VO  w} außen dazu Kommenden
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DErn „kritische Oftentlichkeit“. Mıt dieser Bezeichnung pocht INan auf echte demokra-
tische Ansprüche: Kenntnıiıs haben, Meınung bekunden, Anteil nehmen un
Rechenschaft ordern. Doch durch die Einmischung nıcht DE Gruppe Gehörender
wırd die Kompetenz VO  e beratenden Versammlungen aufgehoben. Was sıch den AÄn-
schein VO „Oftenheit für die Entscheidung aller Dazugehörigen“ o21bt, erweıst sıch
dann als Auslieferung des Gemeinwesens Aktionisten, die sıch Zutritt verschaffen
un!: sıch einmiıschen.

Basısgruppen

Dies wırd noch deutlicher, WeEeNnN INn  a die Technik der SOgENANNTEN Basısarbeit be-
trachtet. Die Vollversammlungen werden VO  z einer entschlossenen und organısıerten
Gruppe beherrscht, die durch ıhre unermüdliche und alle anderen erschöpfende Aktivi-
tat die Versammlungen einberuft, Aufgaben un Ziele bestimmt und schließlich iıhre
Absichten durchsetzt. Wenn das Spiel ıne Weile läuft, tunktioniert die Vollversamm-
lung als Applauspublikum und Sympathisantenschar der Basısgruppe. In einer Basıs-
STUDPDPC sind, iıhrem Zweck und ihrer Situation nach, diejenigen die Stärksten, die totale
Politik machen und mi1t Eınseitigkeit und Unbedenklichkeit Sachfragen lediglich nach
ihrer Verwertbarkeit für die Politik ausschlachten. Fıne Herrschaft solcher Gruppen
ware der Zusammensetzung, der Absicht und der Vertahrensweise nach wenı1g demo-
katisch, sondern eher terroristisch.

Auch die Parteıen als die verfassungsmäßigen Träger der polıtischen Wiıllensbildung
sind VOT dem Zugriff entschlossener Gruppen nıcht geschützt. Parteiıen haben 1 Ver-
ältnis ZUr Gesamtbevölkerung keine oroße Miıtgliederzahl. Es bedarf also nıcht beson-
ders vieler Aktionisten, mi1t Poliıtisierungsmethoden einen Ortsverband beherr-
schen, dann dessen Repräsentanz 1n einem Söheren Parteigremium besetzen und für
die Mandate kandidieren, die VO  e} der Gesamtheit der Bürger gewählt werden. Da
die Parteien die polıtischen Kandidaturen vergeben, AT 1n einer VO  w Basısgruppen
durchsetzten Parte1 1LLUTE der Kandidat werden, der diesen genehm 1St Er bleibt auf Wıe-
erwahl angewl1esen, mMu: also der Basısgruppe gefügig se1n. Wenn die VO  e den Basıs-
aktivisten überspielten Parteimitglieder sıch selbst und andere beschwichtigen un den
Wählern versprechen, die Parteı werde ein weıtes Spektrum VO  3 Lebensinteressen schüt-
ZeHn und tördern, dann 1St nıcht verwunderlich, WEeNnNn die Wiähler ıhr Vertrauen
Kandıdaten delegieren, die in Wirklichkeit nıcht mehr demokratische Politik machen,
sondern die polıtischen Einrichtungen der Demokratie um Politisierungsputsch benut-
zen wollen

ach dem Grundgesetz 1St der polıtische Mandatsträger VOoNn einer Parteı prasen-
tıert, aber VO  - der Mehrheit der Bürger gewählt 1LLUTL seinem Gewı1ssen verpflichtet und
nıcht Weısungen gyebunden. Er hat also für die Interessen aller Bürger, für Verfas-
SUuNng, Gesetze und Gemeinwohl einzutreten. Als Beauftragter der Basısgruppe aber
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kann weder in seinem Gewiıssen, noch 1n der Verfassung und den Gesetzen, noch 111
der Einsicht 1ın Sachbedürfnisse, noch iın der Bemühung das Gemeinwohl Orientie-
rung suchen. Er MUu den Prinzıpien und den Formeln folgen, auf die die Basısgruppe
Orlentliert 1St Er 1St nıcht Person, sondern Werkzeug der Gruppe Er wırd Z oll-
strecker der Herrschaft, VO  o der abhängt, und das auch die Gesamtheit der (3@-
sellschaft. Unter solchen Umständen sınd Mandatsträger nıcht der Gesamtheit der Bür-

SC und iıcht einmal ihren Wi5ihlern zugeordnet, sondern NUur den Aktionisten, die die
Parte1 für iıhre besonderen Herrschaftsziele benutzen. Auf diesem Weg übt iıne VeI-

steckte und AaNONYINC Minderheıt ıne Herrschaft Aaus, für die niemand ZUTF Verantwor-

LUunNg SCZOSCH werden kann, die Herrschaft des Prinzıps der Politokratie.
Unter solchen Umständen wird Verfassung einem Unbegrift. Verfassung meılnt

verläßliche, bleibende Festsetzung und Zusicherung VO  - Bedingungen, die dem Leben
Raum gyeben. Hıer herrscht hingegen 1Ur das Politische. Andere Lebensvollzüge werden
VO der Politik aufgezehrt. Dıie Gesellschaft 1St jederzeıt den Raäten auSgeESETZL, die
eigentliıch weder noch beraten, sondern dafür SOrg«eN, da{ß Sachangelegen-
heiten auf politische Formeln umgerechnet und nach diesen organısıert werden.

Die polıtökonomische Politisierung definiert Gesellschaft nach (vulgär-)marxistischen
Dogmen. Dieser Dogmatıiısmus legt Welt, Mensch und Gesellschaft die bekannten
vereinfachenden Formeln die Gesellschaft oll ausschließlich VO  - den Produktions-
verhältnıssen bestimmt se1n. Sämtliches Geschehen 1n der gegenwärtıigen „kapıtalıisti-
schen“ Gesellschaft sel VO  - dieser Herrschaft des Kapıtals gepragt un deswegen klas-
senbestimmt. I)as totale, alles bestimmende Prinzıp 1Sst der Klassenkampf. Damıt
Selbstentfaltung und Mitmenschlichkeit möglıch seı1en, Inusse Gleichmäßigkeıt 1m Be-
S1t7Z oder SENAUCT: 1m Nıchtbesitz der Produktionsmittel hergestellt werden. Durch
die Überführung der Produktionsmittel 1n Gemeine1igentum werde die Abhängigkeıt
der Menschen, ıhre Entfremdung, aufgehoben.

Das mu allerdings ZUEerst erkämpft und dann gesichert werden. Damıt die Men-
schen nıcht falsch beherrscht werden und nıcht ihrer „wahren“ wirtschaftlıchen, gesell-
schaftlichen und geschichtlichen Bestimmung entkommen, 1St noch viel mehr als ın jeder
biısherigen Politik die Herrschaft VO  - Polit- und Ideologiefunktionären nöt1g, die für
die alleinıge Gültigkeit der richtigen Prinzıpıen SOTSCHIL. S0 wiıird durch die vorgegebene
totale Befreiungsbedürftigkeit die Handhabe geschaften, die den Politokraten den P

or1ift verschaflt, die Menschen auch 1in Berut und Privatleben total auszuri  ten.
Man sıeht, w1e sehr der Totalanspruch geistiger, wirtschaftlicher und politisch-soz1a-

ler Beherrschung die verleumderisch unterstellte Totalkorruption VO  = Geistesleben, DPo-
litik und Wirtschaft als Begründungskonstruktion braucht. Die angebliche Totalbeherr-
schung ordert die Totaleinmischung der Befreiungsstrategen. SO wiıird deutlich, wenm)

hıer der Klassenkampf NuUutzt und W C die angebliche Befreiung freie Entfaltung MVMeI=

schaften oll
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Der Anspruch, alles 1n ine politische Totalperspektive einzusehen, 1St deswegen ein
Angrift aut das Leben, weiıl Politik nıcht Selbstzweck sein Annn Jedes gesellschaftliche
Geschehen hat auch eiınen gesundheitlichen Aspekt; trotzdem wırd eın Totalbestim-
mungsanspruch der AÄrzte erhoben. Jedes Gesellschaftsgeschehen hat einen ern- und Er-

ziehungsaspekt; wollten aber die Pädagogen einen Totalerziehungsanspruch anmelden,
würde Erziehung in Polıitik verkehrt, W1€e Ja 1n der 'Tat manche Erziehungsagita-

iıne Erziehungsdiktatur anstreben. Jedes yesellschaftliche Leben hat eınen fran-

szendenten, relig1ösen Aspekt; die Herrschaft der Kırche über dıie gesamte Gesellschaft
1St beseitigt oll S1€e abgelöst werden VO der marxistischen Glaubensdiktatur? Dıie
Wucherung eines Aspekts un: die Verkrebsung des anzen Weltbilds und Gesellschafts-
lebens durch den Mißwuchs e1ınes Teilgesichtspunkts haben die Nazıs demonstriert:
gelang ihnen, da{fß alles auf die Gesichtspunkte des Rassısmus, des Nationalismus un:
der Führer-Gefolgschaftsformel gebracht wurde. Daß dieser Wahn grotesk wirklich-
keitsfremd, vernunftfeindlich und unmenschlich WAar, 1St heute jedem deutlich.

Die Behauptung, INan musse überal] verschleierte Herrschaft beseitigen, annn miß-
braucht werden Zur Einführung einer unverschleierten Herrschaft VO  } Politokraten.
Übersteigerte politisch-kämpferische Aufregungen, die 7A08 Verleumdung der Realıtät,
ZU Verlust abwägender Besonnenheit und selbstvergessener Ereiferung führen, sol-
len dann die Menschen bereit machen für die Preisgabe nıchtpolitischer Lebenswerte
un Bedürfnisse.

Zur politischen Freiheit gehört die Freiheit der Wahl des beruflichen, miıtmensch-
lıchen und persönlich-individuellen FEngagements. Selbstverwirklichung geschieht —

sentlich dadurch, da{ß der Mensch selbst seine Zuwendungen und Bindungen bestimmt,
un: daß Dınge unterscheıidet, die seiner Sache macht, VO  : solchen, 1n denen
nıcht seine Aufgabe sucht. Wer 1n der Politik nıcht seiınen dringendsten Selbstverwirk-
lıchungsbereich sucht, dartf nıcht ZUuU Ausbeutungsobjekt der Politokraten werden. Es
muß nıcht jeder Bürger das für aufregend halten, W d4s Politagitatoren wichtig 1St Da{ß
diese weıthin lebensblind sınd, kann INnan schon dem denkbeengten un monomanı-
schen Jargon politisierender Verlautbarungen ablesen. Das unpolitische Leben, die sach—
lichen und produktiven Betätigungen siınd schade, Machtstrategen als Beute
dienen.

Darum dürfen WIr keine totale, alles vereinnahmende Konzeption VO  = Gesellschaft
und Politik über uns bestimmen lassen. Gesellschaftsleben äßt sich nıcht auf Spruch-
bandparolen bringen. ber 1St sehr fürchten, da ein Paar platte Politformeln

Leben bestimmen beanspruchen und die wirklich orientierungsfähigen Erfah-
IUNSCN verstellen. Eın auffälliger Zug der Nazıs W AAar ıhr Kulturbarbarısmus be1 gleich-
zeıtıger fanatischer polıtischer Aufgeladenheıt. Das sollte u1ls WAarnen Wır sollten u1ls

nıcht durch monomanıiısche Aufgeregtheit die Spannweıte und Ofenheıt der Erfahrun-
SCH und Wertempfindungen lassen.
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Was erfahren WIr Von Leuten, die dıe Politisierung eifern, über die Achtung VO  3

Sach- und Sachwaltungsbereichen, dıe nıcht vorwiegend politisch dirigiert werden MUuUS-  u
sen”? Was über die Gewährung freier und gesicherter Entfaltung für alle dıie Gruppie-
runscn, die ohne politische Vormünder, ohne politische Zielsetzungen und Kampf-
stellungen ıhr Zusammenleben gestalten? Durch die Reichhaltigkeit, Verschiedenartig-
keıt und Wandelbarkeit ıhrer Lebensformen bringen S1€e der Gesellschaft YST die bele-
bende Vielfalt, die iıne Gemeinschaft VOon Menschen über das Politschema hinaus AaUS-

zeichnet. Was sıchert uns 1n einer Politokratie VOT Konflikthetze, VOT Parteiungs- und
Solidarisierungsnötigungen MIt ıhren Gesinnungstorderungen und Hafßverpflichtungen,
VOTLr Schematisierung der Politik und des 7wischenmenschlichen Umgangs? Kann iINan

Selbstbescheidung der Politansprüche W  9 WENN S1e alle Interessen und Bedürf-
nısse kontrollieren und verwalten sollen? Werden WIr nıcht 1n eiıner Politokratie mMi1t
ihrer Prinzipienherrschaft erst wirklich 1n iıne unaufhebbare Klassenteilung geraten, iın
der dıe Klasse der Politakteure denen vegenübersteht, die VO  - iıhnen beherrscht WEeI-

den? Aus dem Nationalsozialismus kenne ıch diese Zweıiteilung der Gesellschaft noch
Zzut und ich muß miıch daran erınnern, weil iıch Zeichen Ühnlicher Machtansprüche sehe,
die wW1e€e damals dem Zeichen der Befreiung durchgesetzt werden sollen. Damals
Z1ng angeblich die Befreiung VO  o der Judenherrschaft. Keıne Übertreibung WAar

xrofß, die totale nationalsozialistische Durchdringung aller Lebensbereiche
ordern.

Dıie Tendenzen der Totalpolitisierung entspringen nıcht ımmer einem bewufsten
Machtstreben. S1e kommen auch Aaus einem gutgemeıinten politischen Miıssıonarısmus,
der keinem Lebensbereich die Segnungen politischer Kontrolle vorenthalten wıll, aber
dabe; 1n Blickverengung gerat fürchte, dafß Mensch, Gesellschaft und Politik, Recht,
Kultur und Wirtschaft Schaden leiden, WEeNnN die Vereinfacher der Politisierung Feld
188  - Feld besetzen. Es geht dabei nıcht 1n erster Lıinıe die Besetzung politischer OsS1-
tiıonen. Es zenugt, da{fß diese Auftfassungen die öffentliche Diskussion beherrschen un
das Bewufstsein der Zeıitgenossen pragen; wiırd das Empfinden für nichtpolitische
Werte und deren Schutzbedürfnis vernebelt. Bürger, dıe dem polıtisierten Zeıtgeıist —
nıger ergeben sınd, werden yegenüber der Vorherrschaft des Politischen 1n iıhrer krit1i-
schen Argumentatıon unsıcher. Was ia  } kaum ereden pflegte, weıl selbstver-
ständlich schien, wırd 1U  - nıcht genügend verteidigt. Darum iISt Zeıt, die Strategien
der Politisierung durchschauen.

Es klingt nıcht gerade optimistisch progress1V, W 4S hıer warnend vorgebracht wird.
Der Verdacht, hıer außere sıch Angst VOT Veränderung, MUuU: in autf ECNOINIMNECN WG

den, vıiel Politbewußtsein und wen1g Aufmerksamkeit für das Schutz-
bedürfnis nıchtpolitischer Lebensbereiche DSCHCH polıtisierende Übergriffe oibt Deshalb
die Warnung VOTL einer politischen Totalverwaltung des Lebens. Es geht nıcht darum,
ein unpolitisches Daseın ertraumen oder den Einflu{(ß VO  w acht und Machtstruk-

1n allem menschlichen Geschehen nıcht wahrhaben oder nıcht demokratisch regu-
lıeren wollen

126



Politisierung

ine Gesellschaft 1St demokratischer, Je mehr S1€e Zur Zusammenarbeit und ZUTC

Lösung der Probleme auf dem Weg der Vereinbarung bereit 1St Solche Haltungen
brauchen iferenzierte rechtliche Ordnungen und Verftfahrensweisen. Die primitıve
Politisierung hingegen möchte alle Partner iın teste, unversöhnliche Alternatıven 7Z7W1IN-
SC Sıie scheint kaum ine andere Entscheidungsfindung kennen als die politisch
kontektionierte Debatte mıt festen Fraktionspositionen. Der Demokrat kennt den
Konflikt und die Difterenziertheit der Interessen, kennt den Reichtum VO  e} Spannun-
SCH  -}  ‘9 dıe eben nıcht 1n unvereinbare Wiıdersprüche umgelogen werden sollten. Konflikte
können 1LUr dann au  n werden, Wenn INa  ; s1€e nıcht polıtisch vereintacht.

Zur demokratischen Politik un um Leben 1n der Demokratie gehört die Fähigkeıit,
sıch VO Politik un VO  - Interessen lösen können. Humorlose Verbissenheit 1St ein
Zeichen polıtokratischer Verkrampfung. Demokratischer Gemeinsinn 1St begründet in
dem Bewußtsein der gegenseıtigen Abhängigkeıit aller, des Selbstwerts eines jeden und
des höchsten Interesses aller friedlichem, rechtlichem, gesichertem und wohlwollen-
dem Zusammenleben. Zum Gemeininsinn gehören die Fähigkeiten, VO  - sich selbst und
dem selbstgewählten Engagement absehen können, die Heiterkeit dessen, der sich
un den anderen CGutes ZUtIraut un: doch auch weiß, W1e wen1g WIr der Machbarkeit
unseTer Verhältnisse sicher seın können. Wer für nichtpolitische Bereiche und für nıcht-
politisches Verhalten keinen Raum läßt, dient nıcht den wahren Bedürfnissen der
menschlichen Gesellschaft.
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